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1. Gegenstand des Antrages

Mit Schreiben vom 26.06.2017 hat die CDU-Fraktion einen Antrag (siehe Anlage 1) 
gemäß § 2 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg 
zur Änderung der Bebauungspläne für das Neubaugebiet „ Auf dem Kamp“ in 
Arsbeck gestellt. Begründet wird dieser Antrag damit, dass aus Sicht der CDU-
Fraktion bedauerlicherweise unterschiedliche Festsetzungen in den 
Bebauungsplänen für den 1. Bauabschnitt und für den 2. Bauabschnitt zu 
Verärgerungen innerhalb der Bewohnerschaft führen. Insbesondere gäbe es für den 
1. Bauabschnitt keinerlei Festsetzungen zu Grundstückseinfriedungen; für den 2. 
Bauabschnitt seien jedoch sehr konkrete Festsetzungen zu Einfriedungen getroffen 
worden. Ein sachlicher Grund für die unterschiedlichen Festsetzungen wird von 
Seiten der Antragstellerin nicht gesehen. Die CDU-Fraktion beantragt daher die 
Änderung der Bebauungspläne, um eine Gleichbehandlung aller Bauherrn zu 
erreichen und „einengende Festsetzungen auf das absolut geringste mögliche Maß“ 
zu reduzieren. 

2. Derzeitiges Planungsrecht

Für das Neubaugebiet „Auf dem Kamp“ in Arsbeck bestehen bisher zwei 
Bebauungspläne: 

Der Bebauungsplan für den 1. Bauabschnitt hat die Bezeichnung „Bebauungsplan III-
4, Arsbeck – Auf dem Kamp“ (siehe Anlage 2) und wurde am 28.03.2006 
beschlossen. Er enthält zu Einfriedungen folgende Festsetzung: 
„Unter besonderer Berücksichtigung der Lage des Plangebietes im ländlichen Raum 
und besonderer Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes und des 
Ortsbildes (Wohnumfeld) wird festgesetzt, dass Einfriedungen an Verkehrsflächen 
straßenseitig mit Rank-, Schlingpflanzen oder Pflanzen gem. 



Landschaftspflegerischen Fachbeitrag (Anmerkung: Hecken, Sträucher) lückenlos 
bepflanzt werden“. 

Für den 2. Bauabschnitt wurde der „Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 
2. Teilbebauungsplan (siehe Anlage 3) am 08.04.2014 einstimmig durch den Rat 
beschlossen. Regelungen zu Einfriedungen der Grundstücke wurden in Form von 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen getroffen. In der Planzeichnung sind 
„von Einfriedungen freizuhaltende Flächen“ zeichnerisch festgesetzt. Hierbei handelt 
es sich um einen drei Meter tiefen  Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
vordere Baugrenze. Dieser Bereich wird üblicherweise als Vorgarten genutzt. Bei 
Eckgrundstücken, die von zwei Verkehrsflächen tangiert werden,  ist festgesetzt, 
dass entlang der Längsseite der Grundstücke  die „von Einfriedungen freizuhaltende 
Fläche“ in einer Tiefe von lediglich einem Meter begrenzt ist. Ergänzend hierzu 
wurde folgende textliche Festsetzung getroffen:
„Die Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind mindestens auf der 
Seite der Verkehrsfläche mit Rank- oder Kletterpflanzen gemäß Pflanzliste 
einzugrünen. In den von Einfriedungen freizuhaltenden Flächen sind Hecken gemäß 
Pflanzliste zulässig.“

3. Beurteilung der Verwaltung

Gemäß § 1 Absatz 6 BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne unter anderem 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu berücksichtigen. In beiden 
Bebauungsplänen wurden daher auch Regelungen zu Einfriedungen getroffen. 
Hierbei wurde auf konkrete Materialvorgaben der Einfriedungen, wie sie in früheren 
Bebauungsplänen durchaus üblich waren,  bewusst verzichtet, um den Bauherren 
eine möglichst flexible Handhabung zu ermöglichen. Damit sind in beiden 
Bauabschnitten jedwede Art von Einfriedungen zulässig. So sind z.B. neben 
transparenten Maschendraht- und Stabgitterzäunen, Holzzäunen und Flechtzäunen 
auch massive Mauern oder Einfriedungen aus vorgefertigten Betonelementen usw. 
zulässig. Es wurde für beide Bauabschnitte festgesetzt, dass die Einfriedungen 
lediglich entlang von öffentlichen Verkehrsflächen einzugrünen sind, mit der 
Zielsetzung, dass die am Markt vorzufindende Vielfalt an Einfriedungsarten durch 
eine Begrünung zum öffentlichen Straßenraum hin „kaschiert“ wird. So besteht 
zugleich die Möglichkeit, ein durchgehendes begrüntes Straßen- und Ortsbild für alle 
Bewohner und Besucher des Gebietes zu  entwickeln.  Entlang der übrigen 
Nachbargrenzen liegt es in der freien Entscheidung der Bauherren, wie die 
Einfriedungen gestaltet oder ob sie eingegrünt werden. Die Bebauungspläne geben 
hierzu keinerlei Vorgaben. Die Verwaltung sieht durch diese bestehenden 
Regelungen durchaus ein ausgewogenes Verhältnis zwischen öffentlichen Belangen 
(Gestaltung eines attraktiven Straßenraumes) und den privaten Belangen ( Wunsch 
der Bauherren nach Einfriedung der Grundstücke). 

Gemäß § 65 Abs. 1 Nr. 13 BauO NRW sind Einfriedungen entlang von öffentlichen 
Verkehrsflächen mit einer Höhe von mehr als einem Meter genehmigungspflichtig. In 
der Regel überschreiten Einfriedungen diese Höhe und bedürfen daher vor 
Errichtung einer Baugenehmigung. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
werden vom zuständigen Fachbereich Abstände zwischen Straßenkante und 
Einfriedung nach Straßen- und Wegegesetz NRW gefordert. Diese belaufen sich bei 
Mischverkehrsflächen auf mindestens 50 cm. Durch diese Regelung soll 
gewährleistet werden, dass das Straßenraumprofil durch angrenzende Einbauten 
nicht über Gebühr eingeengt wird. Gerade bei Mischverkehrsflächen, die eine 



Gleichberechtigung aller Verkehrsteilnehmer ermöglichen soll, hat es sich 
insbesondere für fahrradfahrende Kinder als günstig erwiesen, wenn Einfriedungen 
von der öffentlichen Verkehrsfläche abgerückt sind. In der Praxis hat es sich jedoch 
gezeigt, dass ein 50 cm breiter Abstandsstreifen, in dem häufig noch die 
Rückenstütze des Bordsteines hineinragt,  nicht nutzbar ist und als „Drecksstreifen“ 
verkommt. Um eine ausreichende Pflanzfläche (z.B. für Hecken) sicherzustellen, 
wurde daher - als Weiterentwicklung des ursprünglichen Bebauungsplanes aus dem 
Jahre 2006  - im Bebauungsplan für den 2. Bauabschnitt (2014) diese Regelung bei 
Eckgrundstücken durch die Festsetzung „von Einfriedung freizuhaltende Flächen“ in 
einer Tiefe von einem Meter eindeutig und für Bauherren klar erkennbar 
aufgenommen. 

Die Verkehrsflächen wurden im Sinne des flächen- und kostensparenden Bauens im 
Neubaugebiet „Auf dem Kamp“ auf das notwendige Maß reduziert. Um die 
Vorgartenbereiche optisch in den Straßenraum zu integrieren, wurden auch hier „von 
Einfriedungen freizuhaltende Flächen“ festgesetzt. Eine Bepflanzung ist durch eine 
textliche Festsetzung explizit zulässig und anzustreben. Hierdurch soll ein offenes 
und begrüntes Straßenbild - ohne massive Abgrenzungen - entstehen. 

Die vorgenannten Regelungen haben sich in den letzten Jahren in mehreren 
Neubaugebieten (z.B. Birkenallee, In der Heide, Am Kabelwerk, Am Gaskessel, 
Brunnenweg) bewährt. Nur in Einzelfällen waren Befreiungen nach § 31 BauGB 
erforderlich, sofern die Abweichung städtebaulich vertretbar war oder die 
diesbezügliche Durchführung des Bebauungsplanes zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte geführt hätte. 

Anlässlich des CDU – Antrages fand eine Begehung der in Rede stehenden 
Bereiche mit folgenden Ergebnissen statt: 

Innerhalb des Neubaugebietes „Auf dem Kamp“ existieren derzeit insgesamt 67 
Baugrundstücke. Im 1. Bauabschnitt sind 31 Baugrundstücke aktuell bebaut; im 2. 
Bauabschnitt 24.

Im 1. Bauabschnitt wird lediglich bei neun Baugrundstücken die Festsetzung zur 
Eingrünung von Einfriedungen entlang Verkehrsflächen nicht eingehalten. Diese 
Eingrünung kann jedoch in vielen Fällen noch nachträglich erfolgen. Unabhängig von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes erfordern – wie oben beschrieben – 
Einfriedungen entlang Verkehrsflächen über einem Meter Höhe einer 
Baugenehmigung und einem Mindestabstand. Bei 17 Baugrundstücken wird diese 
Höhe der Einfriedungen überschritten;  Baugenehmigungen liegen für diese 
Einfriedungen jedoch nicht vor. Darüber hinaus wird der erforderliche 
Mindestabstand zwischen Einfriedung und Straße (50 cm / s.o.) bei 12 
Baugrundstücken nicht eingehalten. 

Im 2. Bauabschnitt befinden sich  bei lediglich vier Baugrundstücken die 
Einfriedungen unmittelbar angrenzend zur Verkehrsfläche und halten die 
diesbezügliche Festsetzung („von Einfriedung freizuhaltende Flächen“) somit nicht 
ein. Bei zwei weiteren Baugrundstücken, die derzeit noch nicht bebaut sind, wurde 
eine provisorische Einfriedung unmittelbar entlang der Verkehrsfläche errichtet. 
Diese ist unkritisch zu beurteilen, da sie bei Aufnahme der Bauarbeiten entfernt 
werden wird. Für diese sechs Einfriedungen wurden ebenfalls keine 
Baugenehmigungen erteilt. Bei drei Einfriedungen fehlt noch die festgesetzte 
Eingrünung zur Straße. 



In der Summe ist festzuhalten, dass bei den derzeit 55 bebauten Baugrundstücken 
im Neubaugebiet „Auf dem Kamp“ die Festsetzungen zu Einfriedungen bei über 75 
% der Fälle eingehalten werden. 

Aus den vorgenannten Gründen spricht sich die Verwaltung gegen eine generelle 
Änderung der Bebauungspläne bezogen auf die Regelungen zu Einfriedungen aus 
und beabsichtigt zu prüfen, ob im Einzelfall bei atypischen Fallgestaltungen 
Befreiungen erteilt werden können.  Ein Bebauungsplanänderungsverfahren würde 
eine Verfahrensdauer von rund einem Jahr bedeuten. Die beantragte Änderung der 
CDU - Fraktion würde zudem bei den Bauherren zu einem Vertrauensverlust führen, 
die bewusst ihren Wohnstandort in einem ansprechend gestalteten und durchgrünten 
Gebiet gewählt haben und die sich für die diesbezüglichen Festsetzungen der 
Bebauungspläne aussprechen und diese bei Errichtung ihres Bauvorhabens auch 
eingehalten haben. 

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe empfiehlt dem Rat zu 
beschließen, dem Antrag der CDU – Fraktion vom 26.06.2017 auf Änderung der 
Bebauungspläne für das Neubaugebiet „Auf dem Kamp“ in Arsbeck nicht zu folgen. 

Kosten und Finanzierung:
Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:
1. Antrag der CDU-Fraktion vom 26.06.2017
2. Bebauungsplan III-4, Arsbeck – Auf dem Kamp
3. Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Schroeders Stellv. FBL FB 301 Gez. Klingenberg Dez. II

Gez. Karneth Erste Beigeordnete
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CDU-Fraktion im Rat der Stadt Wegberg
Die Vorsitzende

Herrn Bürgermeister
Michael $tsck
Rathausplatz 25
41844 Wegberg

Wegberg,
26.06.2017

Antrag gernäß § 2 der GeschäfEordnung des Rates
und der Ausschüsse der Stadt Wegbsrg

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Wegberg stellt hierrnit
folgenden Antrag gemäß § 2 der Geschäftsordnung des
Rates und der Ausschttsse der Stadt Wegberg:

Der Rat rnöge beschließen, die Venrvaltung zu
beauftragen, den Bebauungsplan lll - 4 Arsbeck, Auf
denr Kamp ztr ändern.

Beor[induns:

Die CDU-Fraktion begrüßt es ausdrücklich, dass weitere
Möglichkeiten z,x Wohnbebauung im o"g.
Bebauungsplangebiet irn §iedlungsschwerpunkt Arsbeck
geschaffen werden.
So wurden baro. werden im 1. und 2. Bauabschnitt (BA)
bereits eine Vielzahl von Einfamilienhäusern errichtet

WWW#ä,u*o



der 3. BA befindet sich in derVorbereitung.
Bedauerlicherweise führen die unterschiedlichen
textlichen Festsetzungen zu den Bebauungsplänen für
den 1. BA und für den 2. BA regelmäßig fürVerärgerung
innerhalb der Bewohnerschaft dieses Bereiches. -
Während im Bebauungsptan für den 1. BA die
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen eine sehr
,,offene" Art und Weise der Bebauun§ erhuben, findensich in den textlichen Fesisetzungen des
Bebauungsplans für den 2. tsA deuilich rästriktivere
Vorschriften.
Beispiel: für den 1. BA gibt es im Bebauungsplan
keinerlei Festsetaunsen äu Grundstückseinaäunrinlerr;
fI1 UT ?, BA gibt es fotgende, sehr konkrete Aufläge;
,,Die Einfriedu ngen entlang üffenüicher Verkehrsfleclien
sind mindestens auf einer seite der Verkehrsfläche mitRank- und Kletterpflanzen gernäß pflanzliste
einzugrtrnen."
Ein sachlicher Grund für die unterschiedlichen
Festsetzungen in den beiden Bauabschnitten, die
unmittelbar aneinander grenzen, ist nicht ersichilich.
Die CDU-Fraktion beantragt daher, dass die Venrvaltung
gtn entsprechendes Anderungsverfahren zum o.g.
Bebauungsplan einleitet, das gewährleistet, dass zum
einen eine Gleichbehandlung aller Bauherrn für dasgesamte Bebauungsplangebiet ,,Auf dem
Kamp" ermöglicht wird und zum anderen die
,einengenden" Festsetzungen im Bebauungspan auf das
absolut geringst mögliche Maß reduziert wercien

Mit freundlichen Grüßen
Die Vorsitzende

?ri" {ü#,-
Petra Otten

-,



Stadt Wegberg

§ Bebauungsplan lll - 4 Arsbeck - Auf dem Kamp
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4. GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN

r lm Hinblick auf die beabsichtigte Gestaltung des neuen Wohnbereiches und unter Berücksichtigung des
vorhandenen Orts- und Landschaftsbildes wird für das Allgemeine Wohngebiet (WA) gemäß
§ 86 BauO NRW i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB für bauliche Anlagen mit Wohnungen festgesetzt:
a) Fassadenflächen sind ats Klinker-. Ziegel-, Beton-, Betönstein- oder Putzflächen, mit oder ohne

Farbanstrich zu gestalten.
b) Andere Materialien für die Fassadengestaltung, wie Holz, Metall o.ä. sind ausnahmsweise zulässig.
c) Die Hauptdächer von Wohngebäuden im Allgemeinen Wohngebiet (WA) werden als geneigte

Dächer mit einer Dachneigung von 28" bis 45" festgesetzt; ausnähmsweise sind Walmdächer mit
einer Dachneigung von max. 35" zulässig; für Garagen sind auch Flachdächer zulässig.

d) Die Dacheindeckungen sind ausschließlich in den Farbtönen ROT, BRAUN und GRAU zulässig.
Hochglänzende Oberflächen für die Fassadengestaltung oder für die Dacheindeckungen sind dglt
zulässig.

e) Doppelhaushälften sind in Material und Farbgebung einander anzugleichen. Dachneigung, Trauf-
und Firsthöhen müssen gleich sein. Ein Versalz der Doppelhaushälften entlang der gemeinsamen
Grundsttjck§grenze um max. 4,00m ist innerhalb der ilberbaubaren Bauflächen zulässig.

5. BEPFLANZUNG DER NICHT BEBAUTEN FLACHEN DER BAUGRUNDSTÜCKE

r Gem. Landschaftspflegerischem Fachbeitrag ist im Allgemeinen Wohngebiet (WA) je Baugrundsttick
pro begonnene Grundstücksfläche von 400,00 mr ein Gehölz 2. Ordnung (§tammumfang ca.10 bis 12
cm) oder ein Obstbaum, Hochstamm (Stammdurchmesser ca. 8 bis 10 cm) zu pflanzen.

o Unter besonderer Berticksichtigung der Lage des Plangebietes im ländlichen Raum und besonderer
BerÜcksichtigung der Belange des Umweltschutzes und des Ortsbildes (Wohnumfeld) wird festgesetzt,
dass Einfriedungen an Verkehrsflächen straßenseitio mit Rank-, Schlingpflanzen oder Pflanzen gem.
Landschaftspflegerischem Fachbeitrag lückenlos bepflanzt werden.

6. NACHRTCHTLTCHE ÜeeRNeXi,tEN GEM. § I AB§. § BauGB

. Oie Ableitung des Schmutzwassers aus dem Planbereich sowie des Niederschlagwässers, das auf
öffentlichen Verkehrsflächen anfällt, erfolgt über das öffentlichs Kanalnetz (Qualifiziertes
Mischwassersystem).

. Niederschlagwasser, das auf Baugrundstücken anfällt, ist gem. § 51a LWG dem Untergrund
zuzuführen. - Gem. LWG sind die für Versickerungsanlagen erforderlichen Abstände von
Grundstücksgrenzen und baulichen Anlagen einzuhalten. Die bauliche Ausftjhrung der
Versickerungsanlagen lst gem. DIN 18 195 und mitgetlende Normen durchzufiihren.

r Das Plangobiet liegt im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Wegberg-Arsbeck in der Zone lll
des künft igen Wasserschutzgebieles.

7. HINWEISE

a

a

Der nattirliche Grundwasserspiegel liegt nach dem amtlichen ,,Rahmenplan Rur" auf etwa NN +64 m bis
NN + 65 m. Auskünfte über den Grundwasserstand erteilen das Staatliche Umweltamt, Aachen, sowie
die Untere Wasserbehörde, Kreis Heinsberg. Allgemeine Hinweise iJber die Versickerungsfähigkeit des
Bodens im Plangebiet können dem Geotechnischen Bericht, Verfasser: lngenieurbüro Prof. Dr.-lng. H.
Dieler + Pa(ner, Aachen, entnommen werden.
Sollten bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die nächstgelegene Dienststelle
der Polizei, der Kampfmittelräumdienst oder die §tadt Wegberg, Fachbereich Bürgerservice und
Sicherheit zu benachrichtigen.
Archäologische Bodenfunde sind dem Rheinischen Aml für Bodendenkmalpflege Bonn, oder der
Unteren Denkmalbehörde, Stadt Wegberg, umgehend mitzuteilen.
Bodendenkmale und Fundstelle sind zunächst unveränderl zu erhalten und zu schiltzen.
Das Plangebiet liegt innerhalb der ehemaligen Sophia-Jakoba GrnbH Berechtsame §teinkohle.
Das Bergamt Düren weist darauf hin, dass das Plangebiet im Bereich der durch den
Braunkohlebergbau bedingten Grundwasserbeeinflussung liegl.
Für die künftige Bebauung sind daher entrsprechende bauliche Vorkehrungen zu treffen
Die zeichnerischen Festsetzungen der Erschließungsstraßen und die Darstellungen der geplanten
Grundstücksgrenzen erfolgen rechnerisch über CAD auf der Grundlage der Katasterunterlage im
CAD - Format der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure Botz und Holländer, Wegberg,
(Stand: März 2005),



Anlage 3

P,iii,'i
Esririiiiririi,,rriii i r{
§!ffii, ,ili!._,,t !r, [.u.tiiif fil! a

I
t

I
T
B

ll
!l

ril
iti
! ir

itr
f,il
iE

E.E Eoo ü

ä: rr

oaoo

Po8§
3I'do
-8+4E§ä

I

)

lll,i lll,lll llrlllllil llifilli

iti
Ir1

irj
ilt
tti
lti
r,l
rti
!it

tiii

iiii

iiii
II:l

iiir

itii

,iiii

Ir

rl!
Itl

ilir

i nrtit

Ititrrl

, rhttl

hiilrt

l-rifu 
'

itlirti-
l lirtrth

riilltlrrr

Irl
,l
it

rrlii

fiilllilt

ti
t:

riil:i

i!
rl

ii

I

1l

Ii,

I!i' ,ililri,i,lllllli'
!

I

iil
;trI i:!

,!rlli

liiilii

ilr

iriri riiitli,it

I
I
:

liiliilt,lli, iiili, i .r'
lli! i ,

:iili i

ci
E
(5
Y
E
o)E
=<o
rO

-Y tr)I ..
ora ..
äi
cri csolO-
=o-o)
_E5o- :,g3
LOlr)
oo
-o l-o'.(Dc!

*\
,L I

:01 I

'r'Ol
oC
{)l
)\

$

\ lli,$Y r

il'ffi

N
iff,rc

I
: i.'',:

nr", 
.

llfu i,l'l

iffiil
i

ll , t
li 'J I..r

ii i#

I

I

t

il,l,
ti!liii



rtlcksichligen.

'rhältnisse ermittelt. so dags keine
rrschlagswasser gegeben werden
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vom 07.11.2013).

su,tg von Anlagon zur
Niederschlagsrasser) und das

Umgang mit Regenwasser) in der

hen soMe sonstigen befesligten'in ein Oberllächengqidsser st
rhörde - eine wassenechüiche
r Unteren Wesserbehörde unter

iallen Baumaßnehmen sind dsr
abzubauen, vonangig einer
r Zeitpunkt gehennt zu lagem.
rrückaichl§en.

stidlich des Geltungsbereiches
rehh (KronentrauÖercich + 1,5

sind die betroffenen Bäume
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und zur Entwickrung von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum SchuE,zur Pftege und Entwicklung von f.f.irr rrd Landschaft

Sonstige planzeichen
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BEBAUUNGSPLAN III48, ARSBECK - AUF DEM KAfuIP, 2. TEILBEBAUUNGSPLAN TEXTL]cHE FESTSETZUNGEN

8.1 BegrünungStraßenraum

lm öffentlichen Straßenraum des Plangebiets sind insgesamt mindestens 15 Bäume L

Ordnung gemäß Pflanzliste (siehe Anlage zu den textlichen Festsetzungen) zu pflanzen
und dauerhaft zu unterhalten.

9. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs.4 BauGB i. V. m. § 86 BauO
NRw)

9.1 Dachformen und Dachneigungen

Gemäß § 86 Abs. 4 BauO NRW wird festgesetzt, dass geneigte Dächer mit einer Nei-
gung von minimal 30" bis maximal 45" zu erstellen sind.

Garagen und Carports sind von dieser Festsetzung ausgenommen.

9.2 Doppelhäuser

Bei Doppelhäusern im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind einheitliche Trauf- und First-
höhen, einheitliche Dachneigungen sowie einheitliche Material- und Farbwahl bei der
Dachgestaltung und einheitliche Materialwahl bei der Fassadengestaltung einzuhalten.
Dies gilt auch für bauliche Veränderungen oder lnstandhaltungsmaßnahmen, die in Be-
zug auf ein einheitliches Gesamterscheinungsbild des Doppelhauses untereinander ab-
zustimmen sind.

9.3 Einfriedung/BegrünungBaugrundstücke

Die Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind mindestens auf der Seite der
Verkehrsfläche mit Rank- oder Kletterpflanzen gemäß pflanzliste einzugrünen.

ln den von Einfriedungen freizuhaltenden Flächen sind Hecken gem, Pflanzliste zulässig.

9.4 Wintergärten und Terrassen

Wintergärten und Terrasseneinhausungen sind ausschließlich in transparenter Ausfüh-
rung (Glas o. ä.) zulässig.

Hinweise gemäß § 9 Abs. 6 BauGB
1. Kampfmittel

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten,
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Hierbei
ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der Bezirks-
regierung Düsseldorf zu beachten.

Bei Auffinden von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln während der Erd-/ Bauarbeiten
sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene po-
lizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung Düssel-
dorf zu verständigen.
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